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Dr. Wolf-Dieter Just 

Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft „Asyl in der Kirche“

Tätigkeitsbericht 2001

1. Pastoren vor Gericht 

Ich beginne mit einem konkreten Fall, der uns derzeit besonders beschäftigt. In Hildesheim stehen 2 Pastoren vor Gericht. Gerjet Harms und Philipp Meyer müssen sich wegen Verstoßes gegen das Ausländergesetz verantworten. Ihr Vergehen: Die evangelische Matthäus- Gemeinde, in der sie wirken, gewährt einer kurdischen Familie seit einem Jahr Kirchenasyl, um ihre Abschiebung zu verhindern. Der Bruder des Mannes wurde 1991 als PKK-Kämpfer erschossen. Die türkischen Behörden hatten den Hinterbliebenen darauf mehrfach verhaftet und misshandelt. 1995 floh der Mann mit seiner Frau und 3 Kindern in den Landkreis Hildesheim. Er beantragte Asyl, scheiterte aber – auch mit einer Klage vor dem Verwaltungsgericht und einem Folgeantrag. Der Familie drohte die Abschiebung. In dieser Situation trat die Hildesheimer Kirchengemeinde für sie ein, gewährt seit 12 Monaten Schutz in ihrem Gemeindezentrum. Vater und Mutter haben seitdem das Haus nicht mehr verlassen aus Angst vor der Abschiebung. Zu der dürfe es auf keinen Fall kommen, weil, wie die Gemeinde mitteilt, Gefahr für Leib und Leben drohe. 

Gefahr droht nun auch den Pastoren – allerdings von Seiten der deutschen Justiz. Die Staatsanwaltschaft hat beim Amtsgericht 2 Strafbefehle gegen sie erwirkt. Harms sollte 5.250 € zahlen, sein Kollege 3.750 € – wegen Verstoßes gegen den § 92 a des Ausländerrechtes, den sog. „Schlepper-Paragraphen“. Doch Harms und Meyer zahlten nicht, legten Einspruch ein. „Wir wollen nicht gegen Gesetze verstoßen, sondern fühlen uns auf dem Boden des Grundgesetzes.“ Das verlange, die Menschenwürde zu schützen. 

Dieser Vorgang belegt ein weiteres Mal die Versuche der niedersächsischen Justiz, das Kirchenasyl zu kriminalisieren. Meinen letzten Tätigkeitsbericht vor einem Jahr begann ich mit dem Beispiel einer reformierten Gemeinde in Braunschweig, die einer 8-köpfigen pakistanischen Familie über 4 Jahre Kirchenasyl gewährt hatte. Auch da wurde eine Pfarrerin und ein Pfarrer wegen Verstoßes gegen § 92 a AuslG angeklagt – nur weil sie selbstlos Flüchtlinge schützen wollten, wo staatlicher Schutz offensichtlich versagte. Die Hauptverhandlung war dann allerdings nach vielen Protesten in der Öffentlichkeit und auch von politischer Seite abgesagt worden – angeblich wegen „geringen öffentlichen Interesses“. Man hatte allerdings eher den Eindruck, dass das öffentliche Interesse zu groß geworden war und von vielen Seiten gefragt wurde, warum Menschen wegen ihres humanitären Engagements bestraft werden sollten. 

Aber die niedersächsische Justiz beharrt auf ihrem engen Legalismus. Ihr nächstes Opfer wurde ein katholischer Pfarrer in Papenburg, der eine bedrohte, 9-köpfige kurdische Familie 14 Monate geschützt hat. Er wurde zu einer Geldstrafe von 2.045 € verurteilt, obwohl er aussagte, aufgrund seines Gewissens nicht anders handeln zu können. Es hieß jedoch, ein Gewissenskonflikt sei kein Rechtfertigungsgrund für einen Gesetzesverstoß. Das Absurde dieses Falles liegt darin, dass das Kirchenasyl selbst Erfolg hatte und zu einer Aufenthaltserlaubnis für die kurdische Familie führte. Also hat der Pfarrer mit seiner Einschätzung doch offenbar Recht gehabt!

Diese Seltsamkeiten niedersächsischer Rechtsauffassung setzten sich fort in Giffhorn. Dort erhielt vor einer Woche eine vietnamesische Familie, die seit 20 Jahren in Deutschland lebt und deren Kinder in Deutschland geboren sind, einen Anspruch auf eine Aufenthaltsbefugnis durch das Verwaltungsgericht Hannover. Damit wurde einer Klage der Familie stattgegeben. Ursprünglich sollte sie abgeschoben werden und hält sich darum seit einem Jahr bei einer Giffhorner Gemeinde im Kirchenasyl auf. Obwohl das Gericht seine Entscheidung korrigiert hat, hält die Hildesheimer Staatsanwaltschaft daran fest, dass diese Familie wegen illegalen Aufenthalts bestraft werden müsse. „Die neue Sachlage ändert nichts an der Richtigkeit des Strafbefehls“, so der Staatsanwalt. Darum soll die Familie nun 400 € Strafe zahlen, der Asyl gewährende Pfarrer wegen Beihilfe sogar 3.800 €. Die dahinter stehende Logik ist schwer nachvollziehbar. Obwohl Pfarrer und Familie Recht gehabt haben mit ihrer Einschätzung, müssen sie bestraft werden, weil sie eine rechtswidrige Abschiebung nicht einfach hingenommen haben. 

Im Fall der Hildesheimer Pfarrer schließlich behauptet der Oberstaatsanwalt, ihm bleibe keine andere Wahl. Das Legalitätsprinzip lasse es nicht zu, auf eine Strafverfolgung zu verzichten. Die Pfarrer seien ja noch nicht einmal bereit, jetzt das Kirchenasyl zu beenden. Aber warum sollten sie dies, wenn sie der festen Überzeugung sind, dass Gefahren für Leib und Leben drohen? Dass dem Oberstaatsanwalt keine andere Wahl bleibt, mutet etwas seltsam an angesichts von Hunderten von Kirchenasylen, die in Deutschland nicht strafrechtlich verfolgt wurden. 

In den letzten Jahren hat die BAG in Gesprächen mit Politikern immer wieder diese legalistischen Absurditäten aufgezeigt und darauf gedrungen, dass die Kriminalisierung humanitär engagierter Helfer im Flüchtlingsbereich ein Ende haben und das Gesetz entsprechend geändert werden solle. Diesem Anliegen wurde auch großes Verständnis entgegen gebracht  – so zuletzt vom innenpolitischen Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Dieter Wiefelspütz. Dieses Problem stellt sich ja auch bei all denen, die Menschen in der Illegalität helfen, ihre elementarsten Menschenrechte wahrzunehmen: z.B. das Recht auf gesundheitliche Versorgung, auf Schulbildung für die Kinder, auf Lohn für geleistete Arbeit. Auch hier stehen die Helfer mit einem Bein im Gefängnis. Aber bis heute ist diese problematische Rechtslage, die Flüchtlingshelfer in einen Topf mit kriminellen Schleppern wirft, nicht geändert worden. Warum wurde diese Chance bei der Formulierung des neuen Zuwanderungsgesetzes vertan? 

Die niedersächsische Justiz schätzt offenbar die im GG Art 4 garantierte Unverletzlichkeit der Glaubens- und Gewissensfreiheit nicht sehr hoch ein. Dieses Grundrecht unterliegt jedoch nur sehr wenigen Schranken. Es kann begrenzt werden, wenn andere Grundrechte auf dem Spiel stehen. Aber welche Grundrechte werden bei einer Schutzgewährung in der Kirche tangiert? In der juristischen Diskussion der letzten Jahre ist mit überzeugenden Argumenten geltend gemacht worden, dass das Gewähren von Asyl in der Kirche für Gewissentäter in der Regel straffrei bleiben sollte – so u. a. von Berthold Huber, Ralf Rothkegel, Emanuel Geiss, Nikolaus Schulz-Süchting. Sie können dabei auch auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 19. Oktober 1971 verweisen, in der es heißt: 

„Die sich aus Art 4 I GG ergebende Pflicht aller öffentlichen Gewalt, die ernste Glaubensüberzeugung in weitesten Grenzen zu respektieren, muss zu einem Zurückweichen des Strafrechts jedenfalls dann führen, wenn der konkrete Konflikt zwischen einer nach allgemeinen Anschauungen bestehenden Rechtspflicht und einem Glaubensgebot den Täter in eine seelische Bedrängnis bringt, der gegenüber die kriminelle Bestrafung, die ihn zum Rechtsbrecher stempelt, sich als eine übermäßige und daher seine Menschenwürde verletzende soziale Reaktion darstellen würde.“ (BVerfGe 32,98 (108f))

Auf das verschiedentlich vorgetragene Argument, Kirchenasyl stelle den Rechtsstaat in Frage, antwortet der bekannte Richter am BVerwG Rothkegel: 

„Wer sich aus Gewissensgründen schützend vor einen Menschen stellt, um ihn vor mutmaßlichen Gefahren für Leib und Leben zu bewahren, beruft sich seinerseits nicht etwa auf seine ganz individuellen, sondern auf allgemein anerkannte, in der staatlichen Rechtsordnung noch dazu an oberster Stelle stehende Wertgrundsätze, nämlich auf den Schutz von Leben, Freiheit und Menschenwürde. . . Nach dem Selbstverständnis der Asyl Gewährenden geht es um die Durchsetzung von versagtem Recht und nicht um Rechtsbruch.“ (Kirchenasyl–Wesen und rechtlicher Standort, in: ZAR 3/1997, S. 128f)

Es ist offenbar diese Rechtsauffassung, die sich – anders als in Niedersachsen – bisher durchgesetzt hat. Darum wird auf eine strafrechtliche Verfolgung von Kirchenasyl gewährenden Christen verzichtet. 

2. Und trotzdem: Kirchenasyl ist erfolgreicher Menschenrechtsschutz
Kirchenasyl hat in der Regel das Ziel, eine Abschiebung von Flüchtlingen zu verhindern, denen im Herkunftsland Gefahren für Leib, Leben und Freiheit drohen. Nach wie vor wird dieses Ziel in den meisten Fällen erreicht. Eine zweite empirische Untersuchung der BAG über Erfolg und Misserfolg von Kirchenasyl hat ergeben, dass zwischen 1996 und 2000 in etwa  73 % der Fälle Abschiebungen dauerhaft oder zumindest vorläufig verhindert werden konnten. Gemeinden haben mit Hilfe des Kirchenasyls Zeit gewonnen, um den jeweiligen Einzelfall erneut prüfen zu lassen. Immer wieder zeigte sich, dass diese Flüchtlinge gar nicht abgeschoben werden durften – sei es, dass im Asylverfahren Asylgründe einfach übersehen wurden, oder dass zumindest Abschiebehindernisse vorlagen. Die Gemeinden haben auf diese Weise rechtswidrige Abschiebungen verhindert und Flüchtlinge vor schwerem Schaden bewahrt. Kirchenasyl hat sich so als „subsidiärer Menschenrechtsschutz“ bewährt und gleichzeitig schwere Mängel in unserem Asylverfahren offenbar gemacht. 

Die BAG hat diese zweite empirische Studie am 20. Juni 2001 bei einer Pressekonferenz in Berlin vorgestellt. Als politische Konsequenz aus dieser Erhebung forderte sie eine Härtefallregelung im Gesetz, eine Reform des Asylverfahrens, die Anerkennung nichtstaatlicher und geschlechtsspezifischer Verfolgung und eine Neubewertung der Menschenrechtslage für Kurden aus der Türkei. Das Medieninteresse war groß. In Agenturmeldungen und Berichten der überregionalen Presse und Rundfunkanstalten wurden die wichtigsten Ergebnisse der Studie wiedergegeben. Die Vorsitzende von Bündnis 90 / Die Grünen, Claudia Roth, würdigte während der Pressekonferenz das Kirchenasyl als „Erfolg für die wehrhafte Demokratie“. Es schließe Lücken, die das Asylrecht offen lasse. Sie unterstützte die von der BAG geforderte Verankerung einer Härtefallregelung im Gesetz und die Anerkennung geschlechtsspezifischer und nichtstaatlicher Verfolgung. Die Frankfurter Rundschau meinte „es liest sich wie eine kleine Erfolgsbilanz des zivilen Ungehorsams, was die Ökumenische BAG bei einer Umfrage unter deutschen Kirchengemeinden herausgefunden hat.“

Kritische Reaktionen gab es – wie zu erwarten – vom Bundesinnenministerium und vom Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge. Aus dem BMI hieß es, die Studie dokumentiere „in erstaunlicher Offenheit die mangelnde Bereitschaft ausreisepflichtiger Ausländer und ihrer Unterstützer, die rechtsstaatliche Ordnung und die aus ihr abgeleiteten staatlichen Entscheidungen zu respektieren. Die Handlungen der am ‚Kirchenasyl Beteiligten’ zielen darauf ab, den Vollzug demokratisch legitimierter Gesetze zu vereiteln, und sind unter bestimmten Voraussetzungen strafbar. Es ist bedauerlich, ein solches Rechts- und Demokratieverständnis feststellen zu müssen.“ Dass die meisten Kirchenasyle Fehler im Asylverfahren aufgedeckt und rechtswidrige Abschiebungen verhindert haben, wurde in diesem Brief nicht gewürdigt – genauso wenig wie der Konflikt zwischen Recht und Gewissen, in dem Kirchenasylgemeinden stehen und in dem sie im Angesicht der bei ihnen schutzsuchenden Flüchtlinge einen Weg finden müssen. 

Noch geringer war das Niveau, auf dem das BAFL reagierte. In ihrem Informationsdienst für Einzelentscheider unterstellen sie der BAG, mit der Publikation ihrer Studie primär materielle Interessen zu verfolgen: „Hier geht es wohl nicht zuletzt um die eigene Existenzberechtigung des Vereins in einer Zeit rückläufiger Kirchenasyle, insbesondere um den Fortbestand von Zuwendungen der Kirchen. . .  Dass Finanzfragen beim Kirchenasyl eine wesentliche Rolle spielen dürften, zeigt die minimale Beteiligung evangelisch-freikirchlicher Gemeinden, die zur Beitrags- und Spendenfinanzierung gezwungen sind.“ Ich denke, solche Vermutungen entlarven zuallererst Motivation und Denkungsart des Autors. Hoffentlich gehen die Einzelentscheider weniger vorurteilsbeladen mit Asylsuchenden um, denn dabei kann es um Tod oder Leben gehen.

3. Entwicklungen beim Wanderkirchenasyl in NRW

Das Wanderkirchenasyl in NRW, das seit Januar 1998 besteht und zeitweilig 485 kurdischen Flüchtlingen ohne Aufenthaltsstatus Schutz in kirchlichen Räumen geboten hat, beschäftigt weiterhin die Kirchenasylbewegung. Nach wie vor geht es darum, für jeden Einzelfall eine Relegalisierung und ein Bleiberecht zu erreichen. Die Arbeit wird weiterhin mit großem Einsatz von Jürin Fritzlar koordiniert. Zur Zeit werden noch etwa 40 Flüchtlinge in Kirchen geschützt. Für ca. ¾ der Flüchtlinge ist ein Bleiberecht mit einem guten Aufenthaltsstatus erreicht worden. Dabei sind die Vermittlungsdienste des innenpolitischen Sprechers der SPD-Bundestagsfraktion, Dieter Wiefelspütz, hervorzuheben und die inzwischen konstruktive Zusammenarbeit mit dem BAFL. 

4. Weitere Veröffentlichungen

a)
Die Geschäftsstelle der BAG gibt regelmäßig „Infobriefe“ und „Nachrichten aus der Kirchenasylbewegung“ heraus, mit der sie über aktuelle Entwicklungen in der Asylpolitik und beim Kirchenasyl informiert. Näheres hierzu im Bericht der Geschäftsstelle. 

b)
Die BAG hat eine 45-seitige Studie herausgegeben zum Thema „Rechtliche Aspekte des Kirchenasyls“. Autor ist Steffen Töppler. Damit reagiert die BAG auf die immer wieder von Gemeinden an sie heran getragenen Fragen nach Legalität, bzw. Illegalität und evtl. Strafbarkeit der Gewährung von Kirchenasyl. Die Broschüre ist sehr übersichtlich und allgemeinverständlich. Die große Nachfrage zeigt, dass hier ein echter Bedarf befriedigt wird.

c)
Regelmäßig werden inhaltliche Beiträge zu den Jahrestagungen der BAG mit der Evangelischen Akademie Mülheim als Dokumentation veröffentlicht. Die Dokumentation der letzten Tagung im Mai 2001 trägt den Titel „Wenn Gesetze Unmenschliches fordern . . . – Zur Verantwortung von Politik und Zivilgesellschaft im Umgang mit Flüchtlingen“.  

d)
Wolf-Dieter Just ist um einen wissenschaftlichen Beitrag zum Thema „Kirchenasyl und Gewissen. Ethische Überlegungen zu einem Streitthema“ für die Reihe „Darmstädter theologische Beiträge zu Gegenwartsfragen“ gebeten worden. Der von W. Bechinger, F. Dungs und U. Gerber herausgegebene Band trägt den Titel „Umstrittenes Gewissen“ und ist vor 3 Wochen erschienen. Die Beiträge beschäftigen sich mit dem Verschwinden eines einheitlichen Gewissens im Pluralisierungsprozess der Moderne. Der Einzelne hat zu entscheiden, seine Handlungen zu erklären und zu rechtfertigen. Der Streit um das Kirchenasyl ist hierfür nur ein Beispiel.

5. Asylpolitische Entwicklungen und Stellungnahmen der BAG
Die BAG beteiligte sich an der asylpolitischen Diskussion des vergangenen Jahres. Diese konzentrierte sich auf das inzwischen von Bundestag und Bundesrat verabschiedete Zuwanderungsgesetz. Es enthält einige Verbesserungen. Dazu zählt der Schutz bei geschlechtsspezifischer und nichtstaatlicher Verfolgung und die Einführung einer Härtefallregelung. Hierfür hat die BAG gemeinsam mit Kirchen und Organisationen der Flüchtlingshilfe jahrelang gekämpft. Erfreulich, dass dieses nun zum Erfolg geführt hat. Es bleibt abzuwarten, wie die Bundesländer die Härtefallregelung umsetzen werden. Potentiell könnte sich dadurch manches Kirchenasyl erübrigen. Zu begrüßen ist auch die Gleichstellung von Asylberechtigten nach Art 16a GG und Konventionsflüchtlingen. Auf diese Weise haben nun auch Konventionsflüchtlinge einen Rechtsanspruch auf Ehegatten- und Kindernachzug und erhalten eine Arbeitserlaubnis. 

Viele Defizite des geltenden Rechts bleiben jedoch bestehen. Unverändert wurden die menschenunwürdigen Regelungen der Abschiebehaft übernommen, wie auch das höchst problematische Flughafenverfahren. Nach wie vor wird die UN-Kinderrechtskonvention nicht umgesetzt, wird die Not der Menschen in der Illegalität verdrängt. Die von der BAG, Wohlfahrtsverbänden und NGOs seit langem geforderte unabhängige Verfahrensberatung für Flüchtlinge als Bestandteil eines fairen Asylverfahrens, ist nicht in das Gesetz aufgenommen worden. Damit fehlt weiterhin eine entscheidende Voraussetzung dafür, dass im Verfahren politische Verfolgungsgründe mit der notwendigen Sicherheit erkannt werden. Dieser Mangel wird auch in Zukunft Fälle von Kirchenasyl zur Folge haben. 

Darüber hinaus enthält das Gesetz einige erhebliche Verschlechterungen: Dazu gehört die Regelung, dass der Status anerkannter Flüchtlinge nach 3 Jahren noch einmal überprüft wird, dass also zunächst Asyl nur auf Zeit gewährt wird und die Betroffenen jahrelang in Ungewissheit über ihre Zukunft leben müssen. Verschlechterungen gibt es für einen Teil der bisher Geduldeten. Sofern sie prinzipiell in einen anderen Staat ausreisen können, erhalten sie keinen Aufenthaltstitel, sondern nur eine Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung. Sie dürfen nicht arbeiten und können in sog. Ausreisezentren untergebracht werden. Damit soll der Druck zur Ausreise erheblich verstärkt werden. Das Asylbewerberleistungsgesetz wird nicht etwa abgeschafft, sondern erweitert, die Residenzpflicht verschärft, die Ausweisungstatbestände werden erweitert, der Datenschutz noch stärker eingeschränkt. So wird man sagen müssen, dass die genannten Verbesserungen die Schwachstellen dieses Gesetzes nicht aufwiegen. Gerade im Bereich der Zuwanderung aus humanitären Gründen bleibt das Gesetz kleinlich, hartherzig, eher auf Abwehr fixiert, denn auf die Großzügigkeit, die einem reichen Land wie unserem zukäme und die auch aus geschichtlichen Gründen geboten wäre. Das Schielen auf die Stammtische und die Angst vor dem politischen Gegner haben zu einem Gesetz geführt, das halbherzig ist und unserer humanitären Wertetraditionen unwürdig. 

Die BAG ist mit Stellungnahmen zu dem geplanten Zuwanderungsgesetz an die Öffentlichkeit getreten und hat auf die Mängel des gegenwärtigen Asylverfahrens hingewiesen, die durch Kirchenasyl besonders sichtbar wurden. Auch hat sie mehrfach zu der neu entflammten Debatte über sog. „Kirchenkontingente“ Stellung genommen, mit denen der Staat sich aus der Verantwortung für Härten stehlen will, die durch seine eigene Politik und Gesetzgebung entstehen. Unsere Ablehnung dieses Vorschlags und deren Begründung wurden in der Öffentlichkeit breit rezipiert und veranlassten selbst den Bundesinnenminister zu einer Reaktion.

6. Aus der Arbeit von Koordinationsrat und Vorstand 

Im Berichtszeitraum hat der Koordinationsrat der BAG, d.h. die Vertreterinnen und Vertreter der Kirchenasylarbeit in den einzelnen Bundesländern, dreimal getagt. Darüber hinaus ist der Vorstand zwischen den Korats-Sitzungen dreimal zusammen gekommen. Zu den regelmäßig wiederkehrenden Themen dieser Sitzungen gehörten: 

-
die Analyse der asylpolitischen Lage, insbesondere die Entwicklung des Zuwanderungsgesetzes in den verschiedenen Stadien seiner Entstehung und die Vorbereitung von Stellungnahmen;

-
der Bericht über aktuelle Entwicklungen des Asyls in der Kirche in den einzelnen Bundesländern;

-
die Auswertung der Erfahrungen beim Kirchenasyl in der erwähnten quantitativen Untersuchung und in einer zunächst geplanten qualitativen Untersuchung;

-
die Beteiligung der BAG an Kirchentagen und Katholikentag;

-
die Zusammenarbeit mit anderen Organisationen (u.a. mit Pro-Asyl, Picum, Pax Christi und das Verhältnis zu den Kirchen);

- 
sowie die Entwicklung der Arbeit in der Geschäftsstelle und ihrer Finanzierung.

Bei einer Klausur des Ko-Rates am 14./15. September 2001 in Hofgeismar wurden darüber hinaus konzeptionelle Fragen unserer Arbeit diskutiert. Es wurde u.a. gefragt, ob sie auf die Begleitung und Unterstützung von Kirchenasylen begrenzt bleiben sollte oder ob es sinnvoll ist, mit einem breiteren Ansatz zu arbeiten im Sinne einer Unterstützung und Zuarbeit von allgemeiner Asylarbeit in Kirchengemeinden bzw. an der kirchlichen Basis. Der breitere Ansatz wird in Bayern und Berlin praktiziert. In Bayern gibt es derzeit keine Kirchenasyle und dennoch ein aktives Netzwerk. Dieses beschäftigt sich mit Themen wie Abschiebehaft, Umgang mit Flüchtlingen in der Illegalität, Beiträgen zur interkulturellen Woche und der ökumenischen Dekade gegen Gewalt  – In Berlin gibt es eine noch breitere Palette von Aktivitäten: Es gehören dazu die Unterhaltung einer Fluchtwohnung für Flüchtlinge in der Illegalität und einer Rückkehrberatungsstelle, die Organisation von Veranstaltungen zu Asylthemen, von Asylgottesdiensten, von Flüchtlingsfesten und von Busrundfahrten zu Orten, an denen es um Flüchtlinge geht. Man beschäftigt sich mit Fragen der Abschiebehaft, der Abschiebung von Traumatisierten, einer Härtefallregelung, Aufgaben des Flughafensozialdienstes, etc. 

Ergebnis der Klausur war, dass wir die unterschiedlichen Voraussetzungen in den einzelnen Bundesländern zu beachten haben: In einigen sind die Landeskirchen und Diözesen aktiv mit einer eigenen Asylarbeit auf Gemeindeebene. In anderen sind unsere Netzwerke die einzigen, die sich in diesem Feld engagieren. Von daher ist es sinnvoll, je nach regionalen Gegebenheiten mit einem breiteren oder einem begrenzteren Ansatz zu arbeiten. Unser gemeinsamer Nenner bleibt die Begleitung und Unterstützung der Kirchenasylarbeit. Dazu gehören allerdings auch Themen, die in unmittelbarem Zusammenhang damit stehen wie die Mängel des Asylverfahrens, die zu immer neuen Kirchenasylen führen, die Probleme von Flüchtlingen in der Illegalität, die Probleme der Abschiebehaft, die Notwendigkeit von Härtefallregelungen, etc. 

7. Verleihung der Carl-von-Ossietzky-Medaille an die Ökumenische BAG

Zu den erfreulichsten Ereignissen des vergangenen Jahres gehörte die Verleihung der Carl-von-Ossietzky-Medaille an die BAG durch die Internationale Liga für Menschenrechte am 9. Dezember 2001 im Haus der Kulturen in Berlin. Die Liga wollte damit – wie es hieß – „all diejenigen Gemeinden, vom Pfarrer bis zum ‚einfachen’ Gemeindemitglied“ auszeichnen, „die in den letzten Jahren Zivilcourage hatten, sich gegen ungerechtfertigte Abschiebungsentscheidungen zu stellen und Flüchtlinge vor drohenden Gefahren für Leib und Leben zu schützen.“ Stellvertretend für diese Gemeinden wurden neben dem BAG-Vorstand Vertreter der Kirchengemeinden in Guben (Brandenburg), Moers (NRW) und des Wanderkirchenasyls (NRW) eingeladen und um ein Statement gebeten. Die Verleihung der Medaille war von intensiver Öffentlichkeitsarbeit der Liga begleitet und hat so zur Verbreitung des Kirchenasylgedankens beigetragen. Diese Auszeichnung zeigt uns, dass unsere Arbeit, die mit viel Konflikten und Frust verbunden ist, auch positiv wahrgenommen wird. Das ist für uns eine große Ermutigung, weiterhin darauf zu bestehen, dass Menschenrechte unteilbar sind und auch für Flüchtlinge in unserem Land gelten müssen. Abschiebungen in Folter und erneute Verfolgung sind für unseren Glauben und unser Gewissen unerträglich und müssen auch dann verhindert werden, wenn dies nur noch mit Akten zivilen Ungehorsams erreicht werden kann. Das verweist auf das Thema unserer Jahrestagung „Spiritualität und Engagement“. Bonhoeffer hat in seiner Zeit gesagt: „Nur wer für die Juden schreit, darf auch gregorianisch singen“. Gottes Begegnung und der Kampf für Recht und Gerechtigkeit gehören zusammen. Die Bibel lehrt uns, Christus in dem hungernden, verfolgten, gefangenen und gequälten Mitmenschen zu erkennen. Wer an den geringsten Brüdern vorbei geht, geht an Christus vorbei. Spiritualität darf nicht Rückzug in die Innerlichkeit bedeuten, nicht Absagung an die böse Welt, Selbstbespiegelung, innerliche Erbauung. Die Selbstbezogenheit mancher Christen und Gemeinden widerspricht dem politischen Auftrag der Gemeinde. Christen sind gerufen, der Stadt Bestes zu suchen, auf das „Recht wie Wasser ströme und Gerechtigkeit wie ein nie versiegender Bach“. (Amos 5,24).

Beate Sträter

Tätigkeitsbericht der Geschäftsstelle für das Jahr 2001

1.  Kirchenasyle im Jahr 2001

Ich möchte beginnen mit einem Überblick über die Kirchenasyle im letzten Jahr. Die Statistik bezieht sich allein auf das Jahr 2001. Zur bisherigen Entwicklung der Kirchenasyle in diesem Jahr werde ich gesondert etwas sagen.

Insgesamt dokumentierte die BAG für das Jahr 2001 56 Kirchenasyle. 

18 Kirchenasyle wurden neu begonnen, 22 beendet.

42 evangelische Gemeinden, 6 katholische, 1 altkatholische, 1 ev.-freikirchliche und eine 1 methodistische Gemeinde, sowie 4 ökumenische Zusammenschlüsse von Gemeinden  (1 Gemeinde o.A.) gewährten 261 Personen Zuflucht, darunter waren 151 Kinder und Jugendliche. In 41 Fällen wurden Familien geschützt. Hierunter fallen nicht die sog. stillen Kirchenasyle, für die genaue Angaben schwierig sind. Nach unseren Informationen gab es im Jahr 2000 14 stille Kirchenasyle mit  39 Personen. Ebenfalls nicht erfasst ist mit diesen Zahlen das Wanderkirchenasyl.

Tabelle 1: Verteilung nach Bundesländern

Bundesland
Anzahl der Fälle

Nordrhein-Westfalen:
14

Niedersachsen:
13

Saarland:
3

Baden-Württemberg:
7

Bayern:
2

Berlin:
4

Brandenburg:
1

Bremen:
1

Sachsen:
1

Mecklenburg-Vorpommern:
3

Sachsen-Anhalt:
1

Thüringen:
1

Schleswig-Holstein:
1

Hessen:
2

Hamburg:
2

Bei den Zahlen der Herkunftsländer setzte sich der bisherige Trend fort. Kurdische Flüchtlinge aus der Türkei stellen weiterhin mit Abstand die größte Gruppe, gefolgt von Flüchtlingen unterschiedlicher ethnischer Herkunft aus dem ehemaligen Jugoslawien. Dies reflektiert einerseits die menschenrechtlichen und humanitären Probleme in den Herkunftsländern, andererseits die Defizite im deutschen Asylverfahren als auch die mangelnde Ausschöpfung gesetzlich vorhandener Möglichkeiten auf kommunaler Ebene.

Welches Land?
Fälle
Personen,

insgesamt:

Türkei/Kurden:


42
226

Togo:
1
1

Angola:
1
1

Elfenbeinküste:
1
3

Nigeria:
1
1

ehemaliges Jugoslawien, insgesamt:


3
9

     davon Bosnien:
     2
     6

     Mazedonien 
     1
     3

Vietnam:
2
8

Sri Lanka (Tamilen):
2
5

Pakistan:
1
7

ohne Angabe:
2


Einige Beispielfälle:

Die letzten Kirchenasyle in Bayern gingen auf wenig befriedigende Weise zu Ende. Das Kirchenasyl in Grafenwöhr endete mit einer Ausreise des togoischen Flüchtlings in ein europäisches Nachbarland, die kurdische Familie in St. Ottilien musste nach Polen, wo sie wohl unter sehr schwierigen Bedingungen lebt.

Zwar erst im Januar 2002 ging das Kirchenasyl für kurdische Kriegsdienstverweigerer in Völklingen zu Ende. Das Ergebnis war für alle Beteiligten sehr erfreulich. Zwei der Jugendlichen wurden nach Art. 16 GG anerkannt - dies allerdings nicht auf Grundlage ihrer Verweigerung, sondern aus familiären Gründen, ein Jugendlicher bekam eine Anerkennung nach § 51,1 AuslG.

Tabelle 2: Mit welchem Ergebnis für die Flüchtlinge wurde das Kirchenasyl beendet?

Ende des KA:

in %

Anerkennung wegen politischer Verfolgung §51 AuslG, sog kleines Asyl:


2


nach § 53 AuslG:


1


Aufenthaltsbefugnis:


2


Duldung:


8


vorläufiger Rechtsschutz:


2


Durchführung eines Folgeantrages:


1


Heirat:


1


Weiterwanderung: 


1


insgesamt erfolgreiche Kirchenasyle:


18
81,81

Ausreisen ins europäische Ausland:
2


Flucht, d.h. untergetaucht:
1


Abschiebung:
1


insgesamt nicht erfolgreich beendete Kirchenasyle:
4
18,18

insgesamt:
22


Entwicklung im Wanderkirchenasyl

Die aus dem Wanderkirchenasyl hervorgegangenen Kirchenasyle werden weiterhin
in unserer Kirchenasyldokumentation geführt. Es ist jedoch schwierig, immer den genauen Status der Flüchtlinge zu erfassen, da sehr viel in Bewegung ist. 

Die derzeitige Situation (Stand Mai 2002) läßt sich wie folgt beschreiben: 

Von den insgesamt 489 Menschen haben 341 einen Bleiberechtsstatus (Anerkennungen nach Art. 16a GG, §§ 51, 53 AuslG oder Aufenthaltsbefugnisse). Für 118 Personen ist noch keine Lösung erreicht, davon sind 38 Personen noch ohne jeglichen Status. 2 Personen sind freiwillig in die Türkei zurückgekehrt. 22 Menschen sind aus dem Wanderkirchenasyl ausgestiegen, wobei 8 von ihnen ihr Asylverfahren außerhalb des WKAs weiter betreiben und 14 unbekannten Aufenthalts sind. 6 Personen wurden abgeschoben, einer davon ist wieder eingereist.


Aktuelle Zahlen 2002:

Ein paar Sätze noch zu den aktuellen Zahlen :

Derzeit haben  wir 38 Kirchenasyle mit ca. 155  Personen (141 davon Kurden) sowie  13 stille Kirchenasyle mit 35 Personen. 

Insgesamt scheinen die Kirchenasylzahlen in diesem Jahr doch rückläufig zu sein. Ob dies ein Trend ist, ob dies eventuell mit einer verbesserten Anerkennungspraxis zusammenhängt oder ob Gemeinden weniger Kirchenasyl gewähren, kann ich nicht beurteilen. Mein Eindruck ist, dass viele Kirchenasyle positiv beendet werden. Ich würde auch weiterhin behaupten, dass es eher zu einer akzeptierten kirchlichen Praxis geworden und nicht mehr  spektakulär ist.

Die Verfahren in Niedersachsen stellen sich für mich im Gesamtkontext eher als die Ausnahme dar. Aber dies sind letztlich nur Einschätzungen, die zu diskutieren wären. 

2. Arbeit der Geschäftsstelle

Personell gab es in der Geschäftsstelle im letzten Jahr einige Veränderungen. Frauke Rolenc hat im Mai letzten Jahres aufgehört, im September hat Alexandra Shahabeddin eine neue Stelle im Nationalen Sekretariat von Amnesty International gefunden, was ich für uns sehr bedauere, für sie aber sehr schön finde. Ihre Arbeit hat Dorte Eifler übernommen. Sie ist jetzt die Ansprechpartnerin für Bestellungen, Abrechnungen und den Förderkreis.

2.1. Publikationen

Wie im Bericht des Vorstandsvorsitzenden bereits angesprochen wurde, haben wir im letzten Jahr zwei Broschüren herausgegeben, zum einen die empirische Untersuchung "Unter dem Schatten deiner Flügel...", zum andern die "Rechtlichen Aspekte des  Kirchenasyls".

Beide Broschüren sind stark nachgefragt, besonders die Rechtlichen Aspekte.

Im letzten Jahr haben wir einen Infobrief herausgegeben. Er hatte das Thema "Krankheit als Abschiebungshindernis". Das Layout und die Erstellung der Druckvorlage hatte  wieder Hans-Günther Meinhard übernommen. Dieses Thema war bei Tagungen immer wieder aktuell, und zwar in verschiedener Hinsicht: Einmal die Frage von Traumatisierung, dann auch in Hinblick auf HIV/Aids als Abschiebungshindernis. Wir haben mit dem Infobrief versucht, allgemeinverständliche, aber trotzdem solide Informationen zusammen zu stellen. 

Wir haben einmal im letzten Jahr, und zwar im November/Dezember,  die  Kurznachrichten herausgegeben. Beides geht an den Förderkreis, an unseren Infoverteiler, der ungefähr 100 Adressen umfasst, an die Netzwerke, sowie im Falle des Infobriefes auch an entsprechende Ausschussmitglieder des Bundestages.

Der neue Infobrief zum Thema Asyl in Europa ist gerade in der Produktion, die Artikel sind bereits alle eingegangen, so dass er in den nächsten Wochen erscheinen kann.

2.2. Öffentlichkeitsarbeit

Anfragen von Presse, Rundfunk und Fernsehen nehmen weiterhin einen wichtigen Stellenwert in der alltäglichen Arbeit der Geschäftsstelle ein. Dies war besonders im Zusammenhang mit der Diskussion um das Zuwanderungsgesetz und bei der Verleihung der Carl-von-Ossietzky-Medaille der Fall.

Auf dem Ev. Kirchentag in Frankfurt  waren wir mit einem Stand auf dem Markt der Möglichkeiten vertreten. 

Trotz guter Vorbereitung, großem Einsatz von Andreas Hämer der eine Lattenkirche als Zufluchtsort gebaut hatte und der Kooperation mit anderen Partnern haben wir auch diesmal wieder die Erfahrung gemacht, dass Aufwand und Ergebnis bei einer Beteiligung am Markt der Möglichkeiten in keinem guten Verhältnis standen. Die Kooperation war keine wirkliche Kooperation, letztendlich hatte wieder jede Initiative ihren eigenen Stand, zudem war der Stand sehr ungünstig positioniert. Bei der von uns angebotenen Veranstaltung gab es eine Panne, die Marktleitung hatte an uns einen Raum vergeben, den es gar nicht  gab.

2.3.Förderkreis

Der Förderkreis hat derzeit 110 Mitglieder und trägt mit über 13.000 DM zu einem erheblichen Teil zu unseren jährlichen Einkünften bei. Um dies weiter auszubauen, soll die Werbung verbessert werden.

Es ist ein neues Faltblatt mit prominenten Fördermitgliedern in Arbeit.

3. Finanzen

Die Finanzlage der BAG ist weiterhin angespannt. Die Zuschüsse von Landeskirchen, EKD und VDD  lagen im letzten Jahr bei 28 000 DM und liegen damit deutlich unter dem von uns angestrebten Ziel. Insgesamt beliefen sich unsere Einnahmen aus Zuschüssen auf 58 165 DM. Unseren durch die Broschüren relativ hohen Druckkosten von über 10.000 DM standen  Materialeinnahmen von 6000 DM gegenüber. Insgesamt mußten wir im letzten Jahr 10.000  DM aus Rücklagen in den Haushalt einführen.

Unsere Ausgaben im letzten Jahr lagen insgesamt bei 100.000 DM, unsere Einnahmen bei 88.000 DM 

4. Planung 2002/ 2003

4.1.Qualitative Untersuchung

Nach langer Diskussion und nachdem leider auch sehr viel Arbeit in die Erstellung eines Fragebogens gesteckt wurde, hat sich der Vorstand nun aus verschiedenen Gründen entschlossen, keine neue Untersuchung mehr durchzuführen. Ausschlaggebend waren letztlich sowohl technische und methodische, als auch personelle Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Befragung und ebenso die Tatsache, dass keine Klarheit über das Ziel  der Untersuchung gewonnen werden konnte. Eine ausführlichere Neuauflage der ersten Untersuchung wurde als nicht sinnvoll erachtet, und darüber, wie genau die qualitativen Interviews aussehen sollten, konnte keine Einigung erzielt werden.

4. 2. Ökumenischer Kirchentag in Berlin

Beim ökumenischen Kirchentag in Berlin haben wir den strategischen Vorteil, dass die Heiligkreuz -Kirche , vertreten durch Jürgen Quandt, ein begehrter und vom Thema her sowieso schon mit Ausländerfragen in Verbindung stehender Ort ist.

Beantragt wurden ein Zentrum Flucht u. Migration in der Heiligkreuz – Kirche sowie ein Forum in den Messehallen. Was davon von der Kirchentagsleitung genehmigt wird, ist noch offen.

4.3. Buchprojekt Kirchenasyl

Auf Anfrage des Von-Loeper Verlages hat W.-D. Just ein Handbuch zum Kirchenasyl entworfen, das aus vielen unterschiedlichen Beiträgen zu Theorie und Praxis des Kirchenasyls bestehen wird. Bis Ende Juni werden die Beiträge eingegangen sein, so dass das Buch voraussichtlich im Herbst erscheinen kann.

